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RUMÄNIEN 
 
Mehr streunende Hunde als Securi-
tate-Spitzel? Das Urteil des rumäni-
schen Verfassungsgerichts über die 
Tötung von Straßenhunden 
 
Ursachen und soziologisches Umfeld 
des Problems 
 
Die Hundeplage ist in Rumänien nicht 
neu. Schon 1866 waren die Straßen-
hunde das erste, was König Carol I von 
Hohenzollern Sigmaringen in Bukarest 
sah, als er zum Fenster hinausblickte. 
Seither sind Straßenhunde, egal ob in 
der Stadt oder auf dem Lande, kon-
stante Begleiter der Bürger und eine 
pathologische Erscheinung der rumäni-
schen Gesellschaft. Allerdings hat das 
Phänomen gewaltige Dimensionen 
angenommen, nachdem Ceausescu die 
rumänischen Dörfer hatte zerstören 
lassen. Touristen wundern sich immer 
wieder über die extremen Kontraste, 
die in den rumänischen Städten zu 
beobachten sind: Auf der einen Seite 
hat jemand gerade seinen Ferrari ge-
parkt, auf der anderen Seite wird dieser 
von Straßenhunden bewacht! 

Der Kommunismus ist in einer Hin-
sicht irreversibel: Es gibt keine Rück-
kehr zur Zivilisation. Das hochkorrupte 
soziale Umfeld und die allgemein ver-
breitete Zweckentfremdung der Gelder, 
die in den Budgets aller Städte und 
Ortschaften für Kastrationsprogramme 
herrenloser Hunde vorgesehen sind, 
haben dazu beigetragen, dass das   
Problem total außer Kontrolle geraten 
ist. Anfang September 2013 wurde ein 
vierjähriger Junge in einem Bukarester 
Park von einem Straßenhunderudel bei 
lebendigem Leibe zerrissen und starb 
nach entsetzlichen Qualen. Der grau-
same Fall empörte die Bevölkerung und 
löste heftige Diskussionen aus. Aller-
dings gab es nur radikale Vorschläge 

zur Lösung dieses inzwischen zu einer 
nationalen Obsession gewordenen 
Themas. Sendungen über die tieftrau-
ernden Eltern, die Wiederbelebung 
anderer Fälle, in denen Menschen, wie 
unter anderem auch ein Tourist aus 
Japan, mehrere Kleinkinder und alte 
Leute, in Bukarest von Hunden getötet 
wurden, trugen zur Verschlechterung 
der Stimmung bei und bewirkten ein 
allgemeines Gefühl von Hilflosigkeit. 
 
 
Radikale, unvernünftige gesetzliche 
Lösung? 
 
In diesem sensiblen Umfeld entschied 
das Verfassungsgericht am 25. Septem-
ber 2013, dass das Gesetz, das die 
Tötung von Straßenhunden vorsieht, 
nicht verfassungswidrig sei. 30 Abge-
ordnete des rumänischen Parlaments 
hatten den Antrag gestellt, die vom 
Gesetz ausnahmsweise vorgesehene 
Tötung für verfassungswidrig zu erklä-
ren. Einige Jahre vorher hatte das Ge-
richt allerdings eine andere Auffassung 
vertreten und die Tötung der Straßen-
hunde als verfassungswidrig qualifi-
ziert. Die nun beanstandeten Gesetzes-
bestimmungen erlauben die Einschläfe-
rung von Straßenhunden nur dann, 
wenn es sich um kranke, alte oder an 
Tollwut leidende Tiere handelt. Das 
Gesetz bestimmt mithin, wann die 
Tötung erlaubt ist; die Tötung steht 
folglich nicht im Ermessen der Behör-
den. Zudem soll diese extreme Maß-
nahme nur dann gegriffen werden, 
wenn die in Tierheime gebrachten Tiere 
nicht innerhalb einer Frist von vierzehn 
Tagen adoptiert werden. Leider kann 
man unter gesunden und kranken Hun-
den aber kaum mehr unterscheiden, 
weil die Lebensumstände der Tiere so 
entsetzlich geworden sind, dass der Tod 
vielleicht für sie die bessere Lösung 
sein könnte. 
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Das Urteil löste europaweit Proteste 
der Tierschutzorganisationen aus. Diese 
wiesen darauf hin, dass Rumänien als 
Mitglied des Europarates dem Überein-
kommen zum Schutz von Heimtieren 
beigetreten ist, sodass eine tierschutz-
gerechte Lösung gefunden werden 
müsse. Auch wurde das EU-Parlament 
aufgefordert, sich mit dem Vorgang zu 
befassen!1  

In Rumänien kann grundsätzlich je-
der Bürger ohne eigene Beschwer einen 
Verwaltungsakt mit einer Klage vor 
dem Berufungsgericht angreifen. Im 
Juni 2014 beanstandete die Bukarester 
Filiale des Vereins „Vier Pfoten“ vor 
dem Bukarester Berufungsgericht die 
Unmenschlichkeit der Tötung der Stra-
ßenhunde. Auf diese Klage wurden die 
Ausführungsbestimmungen zu dem hier 
behandelten Gesetz vom Berufungsge-
richt suspendiert. Die Folge ist, dass 
gegenwärtig die Tötung mangels kon-
kretisierender Ausführungsbestimmung 
unzulässig ist. Die rumänische Regie-
rung hat jedoch bereits gegen das Urteil 
des Berufungsgerichts Bukarest Beru-
fung beim Obersten Gerichtshof einge-
reicht, sodass die endgültige Entschei-
dung noch offen ist. Das Einsammeln 
der Hunde ist indes weiter zulässig und 
wird fortgesetzt. Da der Zugang zu den 
Tierheimen nicht öffentlich ist, kann es 
nicht verwundern, dass dort schlimme 
Dinge geschehen, Adoptionen eher 
selten sind und das Geschäft mit den 
Hunden gefördert wird. Bei diesem 
Konflikt  
 

Menschenrechte v. Tierrechte 
 
stellen sich vor allem zwei Fragen: 
Geht es denn tatsächlich um Heimtiere 
oder nicht eher um wilde, herrenlose 
Hunde, die die Aggressionen der Be-

                                                             
1 In Rumänien sanktionieren zwei Gesetze 

von 2004 und 2008 Tierquälerei und die Tö-
tung von Tieren mit Freiheitsstrafe; voll-
zogen werden diese Gesetze allerdings 
nicht.  

völkerung widerspiegeln und diese um 
ein Vielfaches verstärkt wieder zurück-
geben und genauso aggressiv reagieren 
wie die Menschen selbst untereinander 
und gegenüber Tieren im Allgemeinen? 

Auch ist die Frage, worin das ei-
gentliche Problem besteht: Ist Rumä-
nien „nur“ eine Hölle für Hunde oder 
auch für Menschen? Und ist es richtig, 
das Problem auf die Kategorien „Liebe 
zu den Tieren v. Verantwortung gegen-
über den Mitmenschen“ zu reduzieren? 
Muss man wirklich zwischen Menschen 
oder Hunden wählen, weil man die 
Hässlichkeit der rumänischen Gesell-
schaft nicht anerkennen und als „das“  
Problem ansprechen will? 

Während dieser Beitrag entsteht, 
blüht das Geschäft mit der Tötung der 
Hunde weiter. Betrieben werden kann 
es aber nur, wenn es die Hunde gibt. 
Und zahlt die EU 250 Euro pro Hund, 
um die Tiere zu retten, gehen davon 
150 Euro in die Taschen der örtlichen 
Behörden, die für die Beseitigung der 
Straßenhunde zuständig sind. 
 

Monica Vlad 
 
 
RUSSISCHE 
FÖDERATION 
 
Das Urteil zu „ausländischen Agen-
ten“ (VerfG RF E Nr. 10-P, 8. April 
2014)2 
 
Die Gesetze „Über nicht-kommerzielle 
Organisationen“3 (NKO-Gesetz) und 
„Über gesellschaftliche Vereinigun-
gen“4 (Vereinsgesetz) entsprechen auch 
nach ihrer Novellierung im Jahre 20125 
der russischen Verfassung (Verf RF). 
Dies erklärte das russische Verfas-

                                                             
2 Veröffentlicht in der Rossijskaja Gazeta Nr. 

6361 von 18 April 2014.  
3 SZRF 1996, Nr. 21 Pos. 1930. 
4 SZRF 1995, Nr. 3 Pos. 145. 
5 SZRF 2012, Nr. 30 Pos. 4172. 
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sungsgericht (VerfG RF) in seinem 
Urteil vom 8. April 2014. Lediglich der 
im Gesetzbuch über administrative 
Rechtsverletzungen6 festgelegte Um-
fang der Strafen für nicht-kommerzielle 
Organisationen (NKO)7 widerspreche 
der Verfassung. Die Strafen, die gegen 
die Organisation sowie gegen den 
Vorstand verhängt werden können, 
müssen bezüglich ihrer Minimalgrenze 
vom Gesetzgeber überarbeitet werden. 

Verfassungsrichter V. G. Jaros-
lavcev hält die Neuregelung der Geset-
ze in seinem Sondervotum für verfas-
sungswidrig. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gesetzesänderung vom 20. Juli 
20128 hat zur Folge, dass sich Vereine, 
die Zuwendungen von ausländischen 
Quellen erhalten sowie politisch tätig 
sind, erneut registrieren lassen müssen. 
Diese neu-registrierten NKOs müssen 
sich fortan als „ausländische Agenten“ 
bezeichnen. Die Änderung erfuhr auch 
deshalb große mediale Aufmerksam-
keit, weil sich die Mehrheit der betrof-
fen Vereine weigerte, das Anmeldever-
fahren in Angriff zu nehmen. In der 
Folge wurden Bußgelder zwischen   
100 000 und 500 000 Rubel9 verhängt. 

Beschwerdeführer waren neben drei 
natürlichen Personen und einer Stiftung 
auch die russische Menschenrechtsbe-
auftragte, die mehrere betroffene Orga-
nisationen vertrat. Nach Meinung der 
Kläger erfüllten die beanstandeten 
Normen nicht die juristische Anforde-
rung der Bestimmtheit und würden die 
Mitglieder der NKOs diskriminieren 
(Art. 19 Abs. 1 und 2 sowie Art. 13 
Abs. 1-4 Verf RF). Die Regelungen 

                                                             
6 SZRF 2002, Nr. 1 Pos.1. 
7 § 19.34 Gesetzbuch über administrative 

Rechtsverletzungen. 
8 Vor allem § 2 Nr. 6 und § 32 Nr. 7 NKO-

Gesetz sowie § 29 Abs. 6Vereinsgesetz. 
9 Entspricht ca. 2080 bis ca. 10400 Euro. 

widersprächen der Unschuldsvermu-
tung (Art. 49 Verf RF), sie würden zu 
Aussagen gegen sich selbst verpflichten 
(Art. 51 Verf RF) und tasteten die 
Menschenwürde an (Art. 21 Abs. 1 
Verf RF).  

Des Weiteren behaupteten die Be-
schwerdeführer, sie seien durch die 
Gesetze in ihrer Meinungsfreiheit 
(Art. 29 Abs. 1 und 3 Verf RF), Verei-
nigungsfreiheit (Art. 30 Abs. 1 Verf 
RF) und in ihrem Recht auf staatliche 
Mitbestimmung (Art. 32 Abs. 1 Verf 
RF) beschränkt.  
 
 
Gründe: 
 
Das Gericht erklärt, dass die Klassifi-
zierung als ausländische Agenten nicht 
die Vermutung zum Ausdruck bringt, 
dass von den als solche bezeichneten 
NKOs eine Gefahr für Staat und Ge-
sellschaft ausgehe. Auch eine Diskri-
minierung, die von dem Begriff aus-
gehe, sieht das Gericht nicht. Jeder 
Versuch, in der Wortverbindung „aus-
ländischer Agent“ negative Kontexte zu 
erkennen, die sich auf Stereotype der 
sowjetischen Epoche beziehen, „ent-
behren jeglicher verfassungsrechtlicher 
Grundlage“.10 Entsprechend sei der 
Begriff neutral; es gehe keine negative 
legislative Bewertung von ihm aus, und 
der Gebrauch verfolge nicht das Ziel, 
die Tätigkeiten der NKOs zu diskredi-
tieren.  

Bemerkenswert ist die Argumenta-
tionsweise des Verfassungsgerichts. Es 
erklärt, dass durch diese neutrale Klas-
sifikation von politisch aktiven NKOs, 
die Geld aus dem Ausland erhielten, 
nicht an sich die Loyalität zum Staat 
infrage gestellt werde. Dies zeige, dass 
sich Russland, wie in der Präambel der 
Verfassung festgelegt, als Teil der 
Weltgemeinschaft verstehe. So bezieht 
sich das Gericht bei der Bestimmung 

                                                             
10 „лишены каких-либо конституционно-

правовых оснований.“ 
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des Schutzes der Vereinigungsfreiheit 
nicht nur auf die eigene Verfassung,11 
sondern auch auf die UN-Menschen-
rechtscharta, den UN-Bürgerrechtspakt 
sowie auf die Europäische Menschen-
rechtskonvention. Denn diese seien ein 
„Bestandteil des Rechtssystems der 
Russländischen Föderation“12 (Art. 15 
Abs. 4 Verf RF). Die Richter berufen 
sich in ihrer Argumentation zur Bestim-
mung der Grenzen der Vereinigungs-
freiheit sowohl auf nationales als auf 
internationales Recht, die beide eine 
mögliche Begrenzung dieser Freiheit 
durch Gesetz oder bei kollidierenden 
Verfassungsrechten vorsehen. Dadurch, 
dass in dem geänderten NKO-Gesetz 
sowohl der Begriff „nicht-kommerzi-
elle Organisation, die die Funktion 
eines ausländischen Agenten erfüllt“, 
klar definiert als auch die Charakteris-
tika seiner Konstruktion festlegt seien, 
wären die Anforderungen an eine 
Grundrechtsbeschränkung erfüllt. Da-
bei sieht sich das Gericht durch die 
Position des Europäischen Gerichts für 
Menschenrechte (EGMR) im Fall Zhe-
chev gegen Bulgarien13 bestätigt. Tat-
sächlich kritisiert der EGMR in diesem 
Urteil den bulgarischen Gesetzgeber für 
die unkonkrete Definition dessen, was 
unter „politischer Tätigkeit“ verstanden 
werden soll. Die russischen Gesetze 
hingegen erfüllten diese Bedingungen, 
so das Gericht. 

Die Tätigkeit einer NKO ist hier-
nach politisch, wenn sie auf die Ein-
flussnahme auf staatliche Politik oder 
auf die Bildung einer entsprechenden 
gesellschaftlichen Meinung ausgerich-
tet ist. Ohne eine derartige Zielsetzung 
kann einer Organisation nicht die Funk-
tion eines ausländischen Agenten zuer-

                                                             
11 Art. 30 Abs. 1 Verf RF  i. V. m. Art. 1 

Abs. 1; 2; 13; 17 Abs. 1; 29 I Abs. 2 und 3 
sowie 32 Abs. 1 Verf RF. 

12 „составной частью правовой системы 
Российской Федерации”. 

13 EGMR E 22.06.2007, Zhechev gegen Bulga-
rien, Nr. 57045/00. 

kannt werden, selbst wenn sie Kritik an 
der Staatsmacht übt oder eine oppositi-
onelle Haltung fördert. Außerdem 
müssen die NKO für eine entspre-
chende Klassifikation als Ganzes und 
nicht nur einzelne Mitglieder persön-
lich und auf eigene Initiative politische 
Ziele verfolgen.  

Als Instrumente der Einflussnahme 
auf die gesellschaftliche Meinung listet 
das Gericht die gängigsten Mittel der 
Einflussnahme auf: Versammlungen, 
Demonstrationen, Prozessionen oder 
Streik. Diese Liste sei nicht abschlie-
ßend, denn die Formen der Einfluss-
nahme könnten sehr unterschiedlich 
sein: „Eine erschöpfende Liste derer ist 
unmöglich legislativ zu erfassen.“14 

Gleichzeitig wird auf die abschlie-
ßende Liste des NKO-Gesetzes hinge-
wiesen. Maßnahmen in den genannten 
Bereichen sollen keinesfalls als poli-
tisch gelten, selbst wenn sie auf staatli-
che Politik oder auf die Bildung einer 
entsprechenden gesellschaftlichen 
Meinung einwirken sollen oder die 
ausführenden NKOs gar ausländische 
Zuwendungen erhalten. Gelistet werden 
unter anderem Wissenschaft, Kultur, 
Kunst, Gesundheitsfürsorge, Sozial-
hilfe, Mutter- und Jugendschutz, Sport 
oder Schutz von Flora und Fauna. 

Davon ausgehend sieht das Gericht 
in den geprüften Normen keinen Wi-
derspruch zur russischen Verfassung, 
weil sie: a) auf keine Einmischung des 
Staates in die eigenen Bestimmungen 
der NKOs über die Prioritäten ihrer 
Tätigkeit und über die Wahrnehmung 
der Kontrolle der Zweckmäßigkeit und 
des Inhalts, als auch über die Formen 
und die Methoden der politischen Tä-
tigkeit zielen; b) lediglich ein Melde-
verfahren zur Bildung eines Registers 
von NKOs bestimmen, die die Funktion 
eines ausländischen Agenten erfüllen, 

                                                             
14 „Их формы могут быть самыми 

разнообразными  […], исчерпывающее 
законодательное установление перечня 
которых невозможно.“ 
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und nicht ihre Finanzierung aus russi-
schen oder ausländischen Quellen 
verhindern, auch wenn die Unterstüt-
zung aus ausländischen Quellen die 
politische Einflussnahme im Sinne 
dieser Quellen nicht ausschließt; c) von 
der Gesetzmäßigkeit und Gutgläubig-
keit der Tätigkeiten der NKOs ausge-
hen und ihnen keinen Rechtsschutz 
absprechen.  

Die gesetzliche Regelung, d. h. die 
Klassifikation als ausländischer Agent, 
so das Gericht, stimme mit der Ge-
währleistung konstitutionell bedeutsa-
mer öffentlicher Interessen, d. h. mit 
dem Schutz der staatlichen Souveräni-
tät (Präambel Verf RF) und dem multi-
nationalen Volk als einzigem Träger 
dieser Souveränität (Art. 3 Abs. 1 
Verf RF) überein. 
 
 
Sondervotum: 
 
Verfassungsrichter V. G. Jaroslavcev 
hält die Gesetzesänderung aus mehre-
ren Gründen für verfassungswidrig. Die 
Klassifikation als ausländischer Agent 
sei allein von der formalen Feststellung 
der Finanzierung durch einen Auslän-
der und nicht von der Feststellung einer 
Tätigkeit im Sinne dieses Geldgebers 
abhängig. Dies wiederspreche Art. 13 
Abs. 4 Verf RF, wonach alle Vereini-
gungen vor dem Gesetz gleich sind. 
Diese Norm sehe jedoch, außer für 
Vereinigungen, deren Ziele oder Hand-
lungen auf gewaltsame Änderung der 
Grundlagen der Verfassungsordnung 
und auf Verletzung der Integrität der 
Russländischen Föderation, auf Unter-
grabung der Sicherheit des Staates, auf 
Bildung von bewaffneten Formationen 
oder auf Entfachen sozialer, rassischer, 
nationaler und religiöser Zwietracht 
zielen, keine Begrenzungen vor. Des 
Weiteren seien die Prinzipien der for-
malen Bestimmtheit nicht gewährleis-
tet. Die Definitionen der „politischen 
Tätigkeit“ und der „Einflussnahme auf 
die Bildung einer öffentlichen Mei-

nung“ würden durch die rechtsanwen-
denden Organe sehr weit ausgelegt, 
was Ausdruck in einer widersprüchli-
chen Rechtspraxis finde. Dies wider-
spreche dem Grundsatz der Gleichbe-
handlung vor dem Gesetz (Art. 19 Verf 
RF). Außerdem erkennt Jaroslavcev in 
dem Ausdruck „ausländischer Agent“ 
eine negative Beurteilung, die Aus-
druck des Misstrauens gegenüber der 
betroffenen NKO und ihren Zielen und 
Tätigkeiten formuliere. Er meint, dass 
der Gesetzgeber dem imperativen Cha-
rakter des Art. 21 Abs. 1 Verf RF, der 
den Schutz der Menschenwürde als 
aktive Aufgabe des Staates bestimmt, 
nicht gerecht werde. Die Einführung 
dieses Begriffs sei willkürlich und 
diskriminierend, da er nicht angemes-
sen objektiv gerechtfertigt werde. 
 
 
Stellungnahme: 
 
Über wenige Gesetzesneuerungen ist in 
den letzten Jahren so viel berichtet 
worden, wie über die zu den so ge-
nannten „ausländischen Agenten“. Das 
liegt auch daran, dass die Vereini-
gungsfreiheit eng mit weiteren Grund-
rechten verbunden ist. Umso gespann-
ter erwartete die Öffentlichkeit die 
Entscheidung des russischen Verfas-
sungsgerichtes. 

In seiner Urteilsbegründung lässt 
das Gericht einige Inkonsistenzen er-
kennen. So stützt es sich in seiner Defi-
nition des Begriffes „ausländischer 
Agent“ auf enge, formale Parameter, 
wenn es erklärt, dass für die Feststel-
lung einer Diskriminierung „jegliche 
verfassungsrechtliche Grundlage“ 
fehle. Es entzieht sich dadurch einer 
tatsächlichen Beurteilung und geht in 
seiner folgenden Argumentation von 
der Neutralität des Begriffes aus. Die 
angenommene Neutralität spiegelt sich 
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aber nicht in Umfragen15 wider, denn 
mehr als 60 Prozent der russischen 
Bevölkerung sehen den Begriff als 
negativ konnotiert an. Auch der medi-
ale Gebrauch des Begriffs wurde wis-
senschaftlich untersucht. Die Ergeb-
nisse zeigen, dass eine negative Kon-
notation des Begriffes aus der sowjeti-
schen Epoche im kulturellen Gedächt-
nis in den heutigen medialen Gebrauch 
übertragen wird.16 

Auch der Beurteilung der Be-
stimmtheit des Gesetzes entzieht sich 
das Gericht. Dem Beschwerdeführer 
S. M. Smirenskij wurde, weil er seine 
NKO nicht neu registriert hatte, ein 
Bußgeld auferlegt. Des Weiteren wurde 
er wegen seiner aus dem Ausland fi-
nanzierten Tätigkeit im „Murav’evskij 
Park zur nachhaltigen Nutzung der 
Natur“ vorinstanzlich wegen politischer 
Tätigkeit verurteilt, obwohl Natur-
schutzorganisationen von der erneuten 
Registrierung befreit sind. Nach Vor-
lage nicht weiter beschriebener Doku-
mente17 durch den Generalbevollmäch-
tigten des russischen Präsidenten wur-
den der Bußgeldbescheid sowie die 
Urteile der Fachgerichte während des 
verfassungsgerichtlichen Prozesses  
aufgehoben. Die Beschwerde Smi-
renskijs sei somit (gem. § 97 VerfGG 
RF) nicht mehr zulässig. 
 

Benjamin Reeve 

                                                             
15 Vgl. Sbornik „Obščestvennoe mnenie – 

2012“ Аnalitičeskij centr Jurija Levady, 
Moskau 2012, S. 96. 

16 Siehe N. A. Kupina: Ideologema „inostran-
nyj agent“: tri dnja v jule 2012 goda, Po-
litičeskaja lingvistika 2012/3 (41), S. 43-48.  

17 „приобщен ряд документов“ 

UNGARN 
 
Verfassungsgerichtsurteil 3011/2014. 
(II. 11.) AB über verfassungsmäßig 
werdendes untergesetzliches Recht 
 
Im Rahmen einer konkreten Normen-
kontrolle18 hatte das Verfassungsgericht 
zu entscheiden, ob eine im Ausgangs-
verfahren zur Anwendung kommende 
Regierungsverordnung mit höherrangi-
gem Gesetzesrecht übereinstimmt. Das 
Vorlagegericht begründete die konkrete 
Normenkontrolle mit Art. 15 Abs. 4 
GrundG, wonach Regierungsverord-
nungen nicht gegen Gesetze verstoßen 
dürfen. 

Im Laufe des verfassungsgerichtli-
chen Verfahrens änderte der Gesetzge-
ber das fragliche Gesetz und beseitigte 
so den Widerspruch zwischen der (un-
verändert gebliebenen) Regierungsver-
ordnung und dem Gesetz. Damit be-
gründete das Verfassungsgericht die 
Unbegründetheit der Vorlage und ord-
nete die Anwendung der fraglichen 
Regierungsverordnung im Ausgangs-
verfahren an. Auf die Probleme des 
intertemporären Rechts ging das Ver-
fassungsgericht mit keinem Wort ein. 
 
 
Verfassungsgerichtsurteil 6/2014. (II. 
26.) AB über die Konventions- und 
Verfassungswidrigkeit der konfiska-
torischen Sonderbesteuerung von 
Abfindungen 
 
In diesem Urteil19 zieht das Verfas-
sungsgericht die Konsequenzen aus den 
Verfahren R. Sz. ./. Ungarn, N.K.M. ./. 
Ungarn und Gáll ./. Ungarn.20 Das 
Verfassungsgerichtsurteil erging auf 
Vorlage eines Arbeitsgerichts, das mit 

                                                             
18 Veröffentlicht in Alkotmánybíróság Határo-

zatai (ABK) 2014 Nr. 4 v. 11.2.2014. 
19 Veröffentlicht in Magyar Közlöny (MK) 

2014 Nr. 29. 
20 Aus der Rechtsprechung des EGMR, OER 

2013, S. 364 und S. 479. 
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einer Klage gegen die konfiskatorische 
Sonderbesteuerung einer Abfindung 
befasst war. Es hatte Bedenken, die 
Besteuerungsvorschriften anzuwenden, 
weil der EGMR einen Verstoß gegen 
die Eigentumsgarantie in Art. 1 des 1. 
Zusatzprotokolls zur EMRK festgestellt 
hatte. 

Ausgehend von diesem Konventi-
onsverstoß bejahte das Verfassungsge-
richt die Konventionswidrigkeit der 
angegriffenen Steuervorschrift. Damit 
verstößt sie auch gegen Art. Q) Abs.   
2-3 GrundG, der den Einklang zwi-
schen ungarischem und Völker-, u. a. 
Völkervertragsrecht, gewährleistet. 
Eine Anwendung im Ausgangsfall ist 
unzulässig. 

Durch den Umweg über die EMRK 
umgeht das Verfassungsgericht die 
umstrittene Beschränkung in Art. 37 
Abs. 4 GrundG,21 die dem Verfassungs-
gericht die Normenkontrolle in Bezug 
auf Steuer- und Finanzgesetze verbie-
tet. 
 
 
Verfassungsgerichtsurteil 3033/2014. 
(III. 3.) AB über die neue Pädago-
genkammer 
 
Die Verfügung22 erging in einem Ver-
fahren der Rechtssatzverfassungsbe-
schwerde, das die Pädagogengewerk-
schaft angestrengt hatte. Gegenstand 
waren eine Novelle zum Schulgesetz 
2011:CXC, welche alle öffentlichen 
Lehrer in einer Art Kammer zusam-
menfasst. Hierin sah die Pädagogenge-
werkschaft ihr Recht auf freie Artiku-
lation und Vertretung der Interessen der 
Lehrer beeinträchtigt. Das Verfas-
sungsgericht vermochte jedoch in der 
                                                             
21 Wegen der Einführung dieser Einschrän-

kung des verfassungsgerichtlichen Zustän-
digkeitsbereich als Reaktion auf ein der Re-
gierung nicht genehmes Urteil in Steuersa-
chen s. Aus Justiz und Rechtsprechung in 
Osteuropa, OER 2011, S. 110. 

22 Veröffentlicht in ABK 2014 Nr. 6 v. 
3.3.2014. 

bloßen Existenz einer solchen Kammer 
noch keine derartige Beeinträchtigung 
erkennen, weshalb sie den Antrag man-
gels konkreter Selbstbetroffenheit als 
unzulässig zurückwies. Die möglicher-
weise beeinträchtigten Grundrechte der 
Lehrer können nur diese selbst rügen, 
nicht aber ihre Gewerkschaft. 
 
 
Verfassungsgerichtsurteil 3064/2014. 
(III. 26.) AB über das Grundrecht 
auf Rechtsmittel 
 
Das Urteil23 ist einer der ersten Fälle, in 
denen das Verfassungsgericht eine 
Urteilsverfassungsbeschwerde als zu-
lässig und sogar als begründet erach-
tete. Es hob das angegriffene Urteil der 
Kurie (des obersten Gerichts) sowie das 
Urteil der Vorinstanz wegen Verlet-
zung des Grundrechts auf gerichtliche 
Rechtsmittel gemäß Art. XXVIII. Abs. 
7 GrundG auf. 

Das Verfassungsgericht stellte fest, 
dass das Recht auf Rechtsmittel keinen 
Anspruch auf Erfolg des Rechtsmittels 
vermittle, sondern nur darauf, dass sich 
die Rechtsmittelinstanzen mit den 
Argumenten der Partei auseinanderset-
zen und sie in ihrem Urteil berücksich-
tigen. Im vorliegenden Fall war dies 
unterblieben, weil der Beschwerdefüh-
rer im Ausgangsprozess gegen das 
erstinstanzliche Urteil Berufung einge-
legt hatte, das Berufungsgericht aber 
auf seine Argumente überhaupt nicht 
eingegangen war und daher das erstin-
stanzliche Urteil in dem angegriffenen 
Punkt aufrecht erhalten hatte. Dieser 
Verfahrensfehler wurde zwar durch das 
Revisionsgericht (die Kurie) festgestellt 
und auch als rechtswidrig gerügt, aber 
die Kurie zog daraus nicht die Konse-
quenz, das Berufungsurteil zu kassie-
ren.   

                                                             
23 Veröffentlicht in ABK 2014 Nr. 9 v. 

26.3.2014. 
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Verfassungsgerichtsurteil 8/2014. 
(III. 20.) AB über den Verbraucher-
schutz und den staatlichen Eingriff in 
bestehende Vertragsverhältnisse 
 
Die Entscheidung24 erging auf Antrag 
der Regierung in einem Verfahren der 
abstrakten Verfassungsauslegung. Die 
Regierung wollte wissen, wie sich die 
Bestimmungen zum Verbraucherschutz 
in Art. M) Abs. 2 S. 2 GrundG25 auf 
den Bestand von Verträgen auswirken, 
u. a. ob sich hieraus die Verfassungs-
widrigkeit konkreter Verträge oder 
konkreter Gerichtsurteile ableiten lasse 
und ob der Staat im Wege der Gesetz-
gebung auch in bestehende Verträge 
eingreifen könne. 

Hintergrund der Anfrage sind die 
sog. Devisenkredite. Im Immobilien-
boom, der etwa zur Jahrtausendwende 
begann und 2008 in der Finanzkrise 
platzte, hatten zahlreiche Haushalte 
Kredite zur Finanzierung des Baus oder 
Kaufs von Wohnungen aufgenommen. 
Die meisten der Kredite liefen auf 
westliche Währungen: Auf diese Weise 
profitierten die Kreditnehmer von den 
deutlich niedrigeren Kreditzinsen in 
diesen Währungen, übernahmen im 
Gegenzug das Wechselkursrisiko, weil 
Zinsen und Tilgung in Forint zu zahlen 
waren. Als 2008 im Zuge der Finanz-
krise der Wert des Forint rapide verfiel, 
mussten die Kreditnehmer wesentlich 
höhere Forintbeträge als bisher zur 
Bedienung der in Westwährungen 
festgesetzten Raten aufwenden, was 
viele Haushalte überforderte. Die Fi-
desz-Regierung griff seit 2010 wieder-
holt gesetzlich in diese Vertragsver-
hältnisse zu Lasten der kreditgebenden 
(westlichen) Banken ein, u. a. indem sie 
den zur Berechnung der Raten anzu-
wendenden Wechselkurs unterhalb des 

                                                             
24 Veröffentlicht in MK 2014 Nr. 41. 
25 Die Vorschrift lautet: „Ungarn schreitet 

gegen den Missbrauch einer Machtstellung 
ein und schützt die Rechte der Verbrau-
cher.“ (Übersetzung von H. K.). 

Marktkurses deckelte oder indem sie 
den Banken die Vollstreckung in die als 
Sicherheit gegebenen Immobilien ver-
bot. Da alle diese Maßnahmen an der 
Grundtatsache nichts ändern, dass viele 
Haushalte Kredite aufgenommen ha-
ben, die sie sich nicht leisten konnten, 
greifen die bisherigen Maßnahmen 
kaum. Zugleich steigerte die Regierung 
angesichts der im Frühjahr 2014 anste-
henden Parlamentswahlen noch ihre 
„verbraucherschützenden“ Aktivitäten 
zum Schutz der „ehrlichen ungarischen 
Arbeitnehmer“ vor den „Auswüchsen 
des internationalen Finanzkapitals“ und 
fragte parallel dazu beim Verfassungs-
gericht nach, wie weit Art. M) Abs. 2 
S. 2 GrundG diese Absichten stützt. 

Der erste Teil der Entscheidung 
setzt sich mit den Auswirkungen von 
Art. M) Abs. 2 S. 2 GrundG auf kon-
krete Verträge auseinander, d. h. abs-
trakt mit der Auswirkung der Verfas-
sung auf die Zulässigkeit und Recht-
mäßigkeit privater Rechtsgeschäfte. 
Auch wenn die Vertragsfreiheit kein 
Grundrecht sei, so stehe sie doch unter 
dem Schutz auch des neuen Grundge-
setzes, obwohl dieses die Marktwirt-
schaft nicht mehr als Wirtschaftsord-
nung festschreibe. Der Verbraucher-
schutz hingegen vermittle überhaupt 
keine konkreten Rechte, sondern sei 
eine Staatsziel- und -aufgabenbestim-
mung. Hieraus könne der individuelle 
Verbraucher keine subjektiven Rechte 
ableiten, gegen die ein konkreter Ver-
tragsinhalt verstoßen könne. Daher 
könne ein Vertrag nicht wegen Art. M) 
Abs. 2 S. 2 GrundG rechtswidrig sein. 
Den Staat treffe vielmehr die Pflicht, 
entsprechende Rechtsvorschriften und 
Institutionen für den Verbraucherschutz 
einzurichten und zu unterhalten. Ob 
subjektive Verfassungsrechte ggf. auf 
privatrechtliche Rechtsbeziehungen 
unmittelbar einwirken und die Rechts-
widrigkeit z. B. von Vertragsklauseln 
begründen können, ließ das Verfas-
sungsgericht offen. 
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Der zweite Teil betrifft die Rolle 
von Gerichtsurteilen. Anlass war die 
Rechtseinheitlichkeitsentscheidung in 
bürgerlichen Sachen 6/2013. PJE, in 
der die Kurie aus zivilrechtlicher Sicht 
keine Bedenken gegen die devisenba-
sierten Kredite äußerte und das verein-
barte Synallagma zwischen Bank und 
Kreditnehmer ausdrücklich guthieß. 
Das Verfassungsgericht sah sich zwar 
zuständig für die Verfassungskontrolle 
von Gerichtsentscheidungen, dies je-
doch im Wege der Urteilsverfassungs-
beschwerde. Im abstrakten Verfas-
sungsauslegungsverfahren könne es aus 
Art. M) Abs. 2 S. 2 GrundG keine 
allgemein gültigen Maßstäbe ableiten, 
die zur Beurteilung der Verfassungs-
mäßigkeit von Gerichtsurteilen dienen 
könnten. 

Die dritte und letzte Frage betraf 
die Gesetzgebung. Hier sah es das 
Verfassungsgericht ausnahmsweise als 
zulässig an, wenn der Gesetzgeber – 
unter Berücksichtigung der clausula 
rebus sic stantibus – den Inhalt von 
Verträgen ändere, die vor dem Inkraft-
treten der Änderungsvorschrift abge-
schlossen worden waren. Hierbei sei 
der Verfassungswert des Verbraucher-
schutzes gemäß Art. M) Abs. 2 S. 2 
GrundG gegen die Rechtssicherheit 
gemäß Art. B) Abs. 1 GrundG abzuwä-
gen; dass auch die ebenfalls von Art. B) 
Abs. 1 GrundG geschützten erworbe-
nen Rechte in die Abwägung einfließen 
müssten, erwähnt das Verfassungsge-
richt wohl aus politischen Gründen nur 
am Rande. 

Verfassungsgerichtsverfügung  
3105/2014. (IV. 17.) AB über kom-
munale Selbstverwaltungen als Be-
schwerdeführer in Verfassungsbe-
schwerden 
 
In seiner Verfügung26 befand das Ver-
fassungsgericht über die Rechtssatzver-
fassungsbeschwerde, die eine örtliche 
Selbstverwaltung gegen etliche Best-
immungen des Kommunalgesetzes 
eingereicht hatte. Die Verfassungsbe-
schwerde setzt voraus, dass die Verlet-
zung subjektiver Verfassungsrechte 
geltend gemacht wird. Kommunalen 
Selbstverwaltungen werden zwar in 
Art. 32 Abs. 1 GrundG bestimmte 
Rechtspositionen gewährleistet, das 
sind jedoch keine subjektiven Rechte, 
wie das Verfassungsgericht klarstellte. 
Damit ist eine Verfassungsbeschwerde 
unter Berufung auf die grundgesetzlich 
geschützten Rechtspositionen der 
Selbstverwaltung unzulässig. Welcher 
Rechtsnatur diese geschützten Rechts-
positionen sind, hatte das Verfassungs-
gericht keinen Anlass zu klären. 

 
Herbert Küpper 

 

                                                             
26 Veröffentlicht in ABK 2014/13. 
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